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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

16.12.1999 

Geschäftszahl 

98/07/0174 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie VwGH E 1995/06/29 94/07/0181 5 

VwSlg 14285 A/1995 

Stammrechtssatz 

§ 31b Abs 1 WRG knüpft die Bewilligungspflicht der Ablagerung von Abfällen nicht an die Bedingung, daß aus 
dieser Ablagerung eine Gewässerbeeinträchtigung zu besorgen ist, sondern statuiert die Bewilligungspflicht für 
die Ablagerung von Abfällen - von der hier nicht vorliegenden Ausnahme des zweiten Satzes dieser Bestimmung 
abgesehen - grundsätzlich bedingungslos und schafft durch die im ersten Halbsatz der Regelung eingefügte 
Parenthese lediglich einen Ausnahmetatbestand von der Bewilligungspflicht derart, daß die Ablagerung 
(lediglich) solcher Abfälle von der Bewilligungspflicht ausgeschlossen wird, bei deren ungeschützter Lagerung 
eine Verunreinigung der Gewässer einschließlich des Grundwassers nicht zu besorgen ist. 


